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Denkmalschutz setzt Kloster enge Grenzen
Die Luzerner Transterra AGhat das KlosterMelchtal gekauft und plant eine neueNutzung. Klar ist: Das Erscheinungsbild bleibt bestehen.

Sie dominiert das Ortsbild des
Dorfs Melchtal: die 9800 Qua-
dratmeter grosseKlosteranlage.
Seit die Schwestern imFrühling
2019ausgezogen sind, stehtdas
Kloster leer. Nun wurde ein
Käufer gefunden.Der Luzerner
BauunternehmerBrunoAmberg
hatmit der Transterra Immobi-
lienAGdieLiegenschaft gekauft
und plant die künftige Nutzung
(Ausgabe vom 9. Januar). Diese
müsse wie bisher ruhig sein,
heisst es als Richtschnur.

Doch welche Entwicklung
ist überhaupt möglich? Es gebe
engeGrenzen, sagt der Kernser
Gemeindepräsident André
Windlin auf Anfrage unserer
Zeitung. «Der Denkmalschutz
ist bei der Planung sicher die
grösste Herausforderung. Das
Erscheinungsbildmusserhalten
bleiben. Das heisst auch, dass
dieGebäudegegenaussennicht
verändert werden dürfen.»

Ein Abriss auch nur einzel-
ner Teile der Liegenschaft sei
somit «keine Option», sagt
Windlin. Ebenfalls dürfte es
eine allfällige Erweiterung
schwer haben. Einerseits ist da-
für kaum Platz vorhanden. An-

dererseits darf ein Neubau die
bestehenden Gebäude nicht
konkurrenzieren.

Zonenplan lässt
vielfältigeNutzungzu
Trotzdem sagt Windlin: «Es
handelt sichumeinegrosseLie-
genschaft, die viel Raum bietet.
Man könnte ganz viele Ideen
entwickeln.»DasKloster liegt in
der Dorfzone. Diese lässt eine

vielfältigeNutzungzu:Wohnen,
ArbeitenodereineKombination
aus beidem ist möglich. Die
Transterra Immobilien AG hat
noch keine konkreten Pläne für
das Kloster. Sie wird nun Fach-
leutemitderEntwicklungbeauf-
tragen.«DieMöglichkeitenwer-
den jetzt ausgelotet. Klar ist: Es
wird kein Disneyland in Melch-
talgeben», sagtMediensprecher
Ronald Joho.«DiekünftigeNut-

zung wird sich harmonisch ins
Dorf einfügen. Auch die Ge-
meinde wird einen Nutzen ha-
ben.» Bruno Amberg habe das
Kloster«alsLiebhaberobjektge-
kauft». Zwar müsse auch die
Rendite stimmen, diese stehe
aber nicht imVordergrund.

Gesprächezwischen
GemeindeundKäufer
Gemeindepräsident André
Windlin sagt, er kennedenKäu-
fernichtpersönlich.Bisherhabe
es keinendirektenKontakt zwi-
schenderGemeindeundBruno
Amberg gegeben. «Es wurden
aber bereits Gespräche in Aus-
sicht gestellt. DemKäufer ist es
wichtig,mit derGemeinde zeit-
nah in Verbindung zu treten.»
Insgesamt hat André Windlin
ein gutes Gefühl: «Ich habe
grossesVertrauen indieStiftung
Ora et Labora, dass sie einen
Käufer gesucht hat, der im Sin-
ne des ursprünglichen Klosters
handelt. Spekulation ist somit
auszuschliessen.»

Der Gemeinde ist nicht nur
wichtig, dassdasErscheinungs-
bild erhaltenbleibt. Beimspäte-
ren Betrieb muss auf das Dorf-

leben Rücksicht genommen
werden. «InMelchtal leben zir-
ka 400 Personen. Die Nutzung
muss im Verhältnis zur kleinen
Einwohnerzahl stehen.»Grund-
sätzlich könnten in der grossen
Anlage nämlich ganz viele Per-
sonen untergebracht werden,
gibt Windlin zu bedenken. Da-
durch bestehe die Gefahr, dass
die Bevölkerung im Dorf quasi
erdrücktwürde.Auchdiesmüs-
se bei der Planung berücksich-
tigt werden.

ÖffentlicheHand
zahlt anRestaurierungen
In den nächsten zwei bis vier
JahrenwerdensichdiePläne für
das Kloster Melchtal konkreti-
sieren.DerDenkmalschutz gibt
dabei nichtnurdieGrenzenvor.
Weil dieöffentlicheHandein In-
teresse am Erhalt der Gebäude
hat, ist aucheinefinanzielleBe-
teiligung an der Restaurierung
möglich.Bund,KantonundGe-
meinden leisten gemeinsam
Beiträge«fürdenErhalt derhis-
torischen Substanz», wie der
ObwaldnerDenkmalpflegerPe-
terOmachenerklärt.Daskönne
beispielsweise die Restaurie-

rung der Fassade, Fenster oder
Dächer sein.

Um Beiträge zu erhalten,
müssen die Bauherren ein Ge-
such stellen. In Obwalden sind
rund500Objektegeschützt. Im
Schnitt wird für die Subventio-
nierung von denkmalgeschütz-
ten Bauten pro Jahr rund eine
Million Franken aufgewendet.
Ein Ausreisser ist dabei eine
Grossbaustelle inEngelberg:Für
die Restaurierung des Hotels
Europäischer Hof erhielt Inves-
tor Yunfeng Gao Subventionen
von rund 500000Franken.

DieKlosteranlage inMelch-
tal wurde zwischen 1892 und
1896 im neuromanischen Stil
nach den Plänen des Schwyzer
ArchitektenClemensSteiner er-
richtet. ImFrühlingdes vergan-
genen Jahres zogendie 13Bene-
diktinerinnen, die zuletzt dort
wohnten,nachSarnen.Gemein-
depräsident André Windlin ist
es wichtig, dass in der grossen
Anlage bald wieder Leben ein-
kehrt. «DenSchwestern istman
im Dorf oft begegnet. Sie wer-
den schon vermisst.»

Christian Glaus

«Gratis»-Sperrgutsammlungen sind illegal
Laut einemEntscheid desNidwaldner Verwaltungsgerichts verstossen dieGemeinden gegen ihr eigenes Reglement.

Martin Uebelhart

Die Frage beschäftigt die Nid-
waldner Gemeinden und die
Regierung schon eineWeile: Ist
es zulässig, ausserhalbder regu-
lärenKehrichtabfuhrenSeparat-
sammlungen für Haushalt-
Sperrgut zu machen? Becken-
ried, Buochs, Emmetten,
Ennetbürgen, Hergiswil, Ober-
dorfundStansstadbejahtendie-
seFragebisherundhabenzwei-
mal im Jahr das Sperrgut in se-
paraten, über die Grundgebühr
finanzierten Sammlungen ent-
sorgt.

DerNidwaldnerRegierungs-
rat hatte die Gemeinden über
längere Zeit mehrfach darauf
hingewiesen, dass die mittels
allgemeinenGrundgebührenfi-
nanziertenSeparatsammlungen
unzulässig seien. Nachdem es
nicht zu einer Einigung gekom-
men war, hat die Regierung im
Oktober 2018dasVorgehender
betroffenen Gemeinden auf-
sichtsrechtlich untersagt. Es
widersprechedemvomBundes-
gericht gestützten Verursacher-
prinzip, wonach derjenige, der
mit seinemSperrgutKostenver-
ursache, diese auch zu tragen
habe.

VerstossgegenReglement
desZweckverbands
SechsGemeindenhabengegen
den Beschluss der Regierung
Beschwerde beim Nidwaldner
Verwaltungsgericht eingelegt.
Emmetten akzeptierte denEnt-
scheid zwar nicht, wollte aber
nichtmehr weiterkämpfen.

Jetzt liegt der Entscheid des
Verwaltungsgerichts vor. Es be-
findet, dass die Gemeindenmit
ihren kostenlosen respektive

überdieGemeindegrundgebühr
finanziertenSperrgutsammlun-
gengleich indoppelterHinsicht
gegen das geltende und bislang
unveränderte Abfall- und Ge-
bührenreglement (ARG) des
Kehrichtverwertungsverbandes
Nidwalden (KVV NW) verstos-
sen hätten. Sämtliche Gemein-
dendesKantons sindTrägerdes
Zweckverbands.

Einerseits seiendieGemein-
den gemäss den Statuten des
Verbandes unddemReglement
nicht für die Sperrgutsammlun-

gen zuständig.Anderseits seien
die Gebühren für das Einsam-
meln von Sperrgut zwingend
verursachergerecht undmittels
Gebührenmarke zu erheben.
SperrgutsammlungenzuLasten
derGemeindegrundgebühr sei-
en unzulässig.

Laut den Ausführungen des
Gerichts hält das ARG fest,
dass Hauskehricht und Haus-
halt-Sperrgut der vom Verband
organisiertenAbfuhrübergeben
werden müssen. Haushalt-
Sperrgut fallenichtunterdieBe-

stimmungendesReglements zu
Separatabfällen.Gestütztdarauf
seien die Gemeinden nicht be-
fugt, separate Sammlungen für
Haushalt-Sperrgut anzubieten.
Sie hätten dieAufgabe derKeh-
richtabfuhr dem KVV Nidwal-
den übertragen und dürften
daher den Verband nicht mit
eigenen Sammlungen konkur-
renzieren.

Das Gericht attestiert dem
Regierungsrat, dass sein auf-
sichtsrechtliches Einschreiten
angezeigt und rechtskonform

gewesen sei. Die Gemeinden
hätten trotzwiederholterUnter-
lassungsaufforderung und Ab-
mahnung seitensderRegierung
unstrittig erneutSperrgutsamm-
lungen durchgeführt.

Regierungsrat
fühlt sichbestärkt
Der Regierungsrat fühle sich
durch den Entscheid in seinem
Handeln bestärkt, sagt Justiz-
und SicherheitsdirektorinKarin
Kayser auf Anfrage. «Zielmuss
es nun sein, den gemäss Urteil

rechtswidrigen Zustand innert
nützlicher Frist zu beheben.
Vorausgesetzt, die Gemeinden
werden das Gerichtsurteil ak-
zeptierenundnicht vorBundes-
gericht ziehen», hält Kayser
weiter fest.

Im Entscheid des Gerichts
wird der Beschluss der Regie-
rung in einemPunkt angepasst:
Der Passus, in dem den Ver-
antwortlichen in den Gemein-
den im Falle einerWiderhand-
lung Strafanzeigen angedroht
wurden, wurde entfernt. Man
habe so einen«unschönenFeh-
ler» korrigieren können, sagt
Karin Kayser: «Der Beschluss
hätte ursprünglich gar nie
mit dieser Formulierung ver-
schickt werden sollen. Wir ha-
ben daher von uns aus beim
Gericht beantragt, diese zu ent-
fernen.»

Gemeindenwollenweiteres
Vorgehenabsprechen
Ob sich auch noch das Bundes-
gerichtmitdemThemabeschäf-
tigenwird, stehtnochnicht fest.
«Die sechsGemeindennehmen
denEntscheiddesVerwaltungs-
gerichts zurKenntnis», schreibt
der Hergiswiler Gemeindeprä-
sident Remo Zberg stellvertre-
tend auf Anfrage.

Innerhalb der Beschwerde-
frist von 30 Tagen würden die
Gemeinden das weitere Vorge-
hen absprechen, schreibtRemo
Zberg weiter. Sollten sich die
Gemeinden entscheiden, das
Urteil nicht weiter zu ziehen,
seien sie sich bewusst, dass bis
zu einer allfälligen Anpassung
der Statuten respektivederReg-
lemente des KVV eine Gra-
tis-Sperrgutsammlung nicht
möglich sei.

Sperrgut wartet in Hergiswil auf den Abtransport. Bild: Kurt Liembd (9. November 2018)

Das Kloster Melchtal steht leer, seit die Schwestern im Frühling 2019
ausgezogen sind. Bild: Matthias Piazza (Melchtal, 10. Januar 2020)
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